N 


en 
Gefeh - Sammlung 
für die 


Königlichen Preußiſchen Staaten. 


—— Nr 40. 


(Nr. 7416.) Allerhöchſter Erlaß vom 24. März 1869., betreffend die Verleihung der 
fiskaliſchen Vorrechte für den Bau und die Unterhaltung einer Gemeinde⸗ 
Chauſſee von Oberrod über Wiedersbach, Regierungsbezirk Erfurt, bis zur 
Sachſen⸗Meiningenſchen Landesgrenze in der Richtung auf Hildburghauſen 
und im Anſchluſſe an die Ratſcher-Schönauer Chauſſee. 


Noc ven Ich durch Meinen Erlaß vom heutigen Tage den von den Gemeinden 
zu Oberrod und Wiedersbach im Kreiſe Schleuſingen, Regierungsbezirks Erfurt, 
auszuführenden Bau einer Chauſſee von Oberrod über Wiedersbach bis zur 
Sachſen⸗Meiningenſchen Landesgrenze in der Richtung auf Hildburghauſen und 
im Anſchluſſe an die Ratſcher⸗Schönauer Chauſſee genehmigt habe, verleihe Ich 
hierdurch den Gemeinden Oberrod und Wiedersbach das Expropriationsrecht für 
die zu dieſer Chauſſee erforderlichen Grundſtücke, imgleichen das Recht zur Ent⸗ 
nahme der Chauſſeebau⸗ und Unterhaltungs⸗Materialien, nach Maaßgabe der für 
die Staats⸗Chauſſeen beſtehenden Vorſchriften, in Bezug auf dieſe Straße Zu⸗ 
gleich will Ich den Gemeinden Oberrod und Wiedersbach gegen Ueber⸗ 
nahme der künftigen chauſſeemäßigen Anterhaltung der Straße das Recht zur 
Erhebung des Chauſſeegeldes nach den Beſtimmungen des für die Staats⸗ 
Chauſſeen jedesmal geltenden Chauſſeegeld-Tarifs, einſchließlich der in demſelben 
enthaltenen Beſtimmungen über die Befreiungen, ſowie der ſonſtigen die Er⸗ 
hebung betreffenden zuſätzlichen Vorſchriften, wie dieſe Beſtimmungen auf den 
Staats⸗Chauſſeen von Ihnen angewandt werden, hierdurch verleihen. Auch ſollen 
die dem Chauſſeegeld⸗Tarife vom 29. Februar 1840. angehängten Beſtimmungen 
Dan der Chauſſeepolizei-Vergehen auf die gedachte Straße zur Anwendung 
ommen. 

Der gegenwärtige Erlaß iſt durch die Geſetz-Sammlung zur öffentlichen 
Kenntniß zu bringen. 

Berlin, den 24. März 1869. 


Wilhelm. 


Frh. v. d. Heydt. Gr. v. Itzenplitz. 


An den Finanzminiſter und den Miniſter für Handel, 
Gewerbe und öffentliche Arbeiten. 
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Ausgegeben zu Berlin den 1. Juni 1869, 
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(Nr. 7417.) Privilegium wegen Ausgabe auf jeden Inhaber lautender Obligationen der 
Stadt Neuſtadt⸗Eberswalde, Regierungsbezirks Potsdam, zum Betrage von 
50,000 Thalern. Vom 12. April 1869. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen dc. 


Nachdem der Magiſtrat der Stadt Neuſtadt⸗Eberswalde in Uebereinſtimmung 
mit der Stadtverordneten⸗Verſammlung darauf angetragen hat, der Stadt Behufs 
Ausführung gemeinnütziger öffentlicher Bauten, ſowie zur Beſtreitung anderer 
außerordentlicher ſtädtiſcher Bedürfniſſe die Aufnahme eines Darlehns von funf⸗ 
zig Tauſend Thalern durch Emiſſion von Stadt⸗Obligationen zu geſtatten, er⸗ 

9 theilen Wir der Stadt Neuſtadt⸗Eberswalde in Gemäßheit des g. 2. des Geſetzes 
vom 17. Juni 1833. (GeſetzSamml. S. 75.) wegen Ausſtellung von Papieren, 
welche eine Zahlungs verpflichtung an jeden Inhaber enthalten, durch gegenwärtiges 
Privilegium zur Ausſtellung von funfzig Tauſend Thalern auf jeden Inhaber 
lautender, mit Zinskupons verſehener Skadt⸗ Obligationen, welche nach dem an, 
liegenden Schema in 300 Apoints à 100 Thaler, 240 Apoints à 50 Thaler 

. und 320 Apoints à 25 Thaler auszufertigen, mit fünf vom Hundert jährlich 
zu verzinſen und, von Seiten der Gläubiger unkündbar, nach dem feſtgeſtellten 
Tilgungsplane durch Auslooſung oder Ankauf innerhalb längſtens 35 Jahren 
vom Jahre der Emiſſion ab zu amortiſiren ſind, mit Vorbehalt der Rechte Dritter 
Unſere landesherrliche Genehmigung, ohne jedoch dadurch den Inhabern der 
Obligationen in Anſehung ihrer Befriedigung eine Gewährleiſtung Seitens des 
Staates zu bewilligen. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. N 
Gegeben Berlin, den 12. April 1869. 


(L. S.) Wilhelm. 
Frh. v. d. Heydt. Gr. v. Itzenplitz. Gr. zu Eulenburg. 


Pro- 


i reg 


Provinz Brandenburg, Regierungsbezirk potsdam. 


(Stadtwappen.) 
Neuſtadt⸗Eberswalder Stadt-Obligation 
Tattın..z,.. RE 

über 
„ Ro Thaler Preußiſch Kurant. 
Ausgefertigt in Gemäßheit des landesherrlichen Privilegiums vom 2 
(Gejeg-Samml. von 18.. ©. ..). 


on durch größere Auslooſungen zu verſtärken, ſowie ſämmtliche noch 
umlaufende Schuldverſchreibungen zu kündigen. 


Königlichen Regierung ein entſprechendes anderes Blatt gewählt werden, ebenſo 
falls ein ſubſtituirtes Blatt demnächſt eingeht. 


(Nr. 7417.) 


iſt, wird daſſelbe in halbjährlichen Terminen, am 2. Januar und am 1. Juli, 
von heute an gerechnet, mit fünf Prozent jährlich verzinſet. 

Die Auszahlung des Kapitals und der Zinſen erfolgt gegen bloße Rück⸗ 
gabe dieſer Schuldverſchreibung, beziehungsweiſe der ausgegebenen Zinskupons, 
bei der Stadtkaſſe in Neuſtadt⸗Eberswalde in der nach dem Eintritt des Fällig⸗ 
keitstermins folgenden Zeit. 

Mit der zur Empfangnahme des Kapitals präſentirten Schuldverſchreibun 
ſind auch die dazu gehörigen Zinskupons der ſpäteren Fälligkeitstermine zurück⸗ 
zuliefern. Für die fehlenden Zinskupons wird der Betrag vom Kapitale abgezogen. 

Die gekündigten Kapitalbeträge, welche innerhalb dreißig Jahren nach 
dem Rückzahlungstermine nicht erhoben werden, ſowie die innerhalb vier Jahren 
nach Ablauf des Kalenderjahres, in welchem ſie fällig geworden, nicht erhobenen 
Zinſen, verjähren zu Gunſten der Stadtgemeinde Neuſtadt⸗Eberswalde. 

Wenn die zu tilgenden Obligationen ſtatt der Auslooſung aus freier Hand 
erworben werden, fo ſollen die auf dieſem Wege getilgten Nummern jedesmal 
durch die oben bezeichneten Blätter öffentlich bekannt gemacht werden. 

In Anſehung der verlorenen oder vernichteten Obligationen oder Zins⸗ 
kupons finden die auf die Staatsſchuldſcheine und deren Kupons Bezug haben⸗ 
den Vorſchriften der Verordnung vom 16. Juni 1819. wegen des Aufgebots 
und der Amortiſation verlorener oder vernichteter Staatspapiere $$. 1 bis 13. 
mit nachſtehenden näheren Beſtimmungen Anwendung: 


a) die im F. 1. jener Verordnung vorgeſchriebene Anzeige muß dem Ma⸗ 
giſtrate in Neuſtadt⸗Eberswalde gemacht werden welchem alle diejenigen 
Geſchäfte und Befugniſſe zuſtehen, welche nach der ee Verord⸗ 
nung dem Schatzminiſterium zukommen; gegen die Verfügungen des 
Magiſtrats findet Rekurs an die Königliche Regierung zu Potsdam ſtatt / 


b) das im F. 5. amd Verordnung gedachte Aufgebot erfolgt bei der hieſigen 
Königlichen Kreisgerichts „Deputation; 


e) die in den 98. 6. 9. und 12. jener Verordnung vorgeſchriebenen Bekannt⸗ 
machungen ſollen durch diejenigen Blätter geſchehen, durch welche die aus⸗ 
gelooften Obligationen veröffentlicht werden ; 


d) an die Stelle der im F. 7. jener Verordnung erwähnten ſechs Zins⸗ 
zahlungstermine ſollen vier, und an die Stelle des im §. 8. erwähnten 
achten Zahlungstermins ſoll der fünfte treten. 


Mit dieſer Schuldverſchreibung ſind ..... halbjährige Zinskupons aus⸗ 
0 0 5 die ferneren Zinskupons werden für fünfjährige Perisden ausgegeben 
werden. 


Die Ausgabe einer neuen Zinskupons⸗ Serie erfolgt bei der Stadtkaſſe 
in Neuftadt - Eberswalde gegen Ablieferung des der älteren Zinskupons -Serie 
beigedruckten Talons. Beim Verluſte des Talons erfolgt die eh e der 
neuen Zinskupons⸗ Serie an den Inhaber der Schuldverſchreibung, ſofern deren 
Vorzeigung rechtzeitig geſchehen iſt. N 

Zur Sicherheit der hierdurch eingegangenen Verpflichtungen er 15 | 

at 


FUF 


e 
Stadtgemeinde Neuſtadt⸗Eberswalde mit ihrem geſammten Vermögen und ihrer 
Steuerkraft. 


0 Deſſen zu Urkund haben wir dieſe Ausfertigung unter unſerer Unterſchrift 
ertheilt. 


Neuſtadt⸗ Eberswalde, den . enn 18, 
(Trockener Stempel.) 


Der Magiſtrat. 
(Fakſimile der Unterſchrift des Magiſtratsdirigenten und eines anderen Magiftrats- 


mitgliedes.) 
Eingetragen Kontrolbuch Hierzu find Kupons 2 bis 
A . nebſt Talons ausgereicht. 
Der Kaſſenkurator. Rendant der Stadtkaſſe. 


Provinz Brandenburg, Regierungsbezirk Potsdam. 


5 Mr. 


5 über 
„ Zinſen 
der 
Neuſtadt⸗ Eberswalder Stadt - Obligation 
über? . . Thaler. 
Der Inhaber dieſes Zinskupons 1 gegen deſſen Rückgabe am 
e 18.. und ſpäterhin die Zinfen der ne Obligation für 
das Halbjahr vom unsre BJB TREE 
55 aus der Stadtkaſſe zu Neuſtadt⸗ Eberswalde. 
Neuſtadt⸗ Eberswalde, den . ten 18. 


Der Magiſtrat. 
(Fakſimile der Unterſchrift des Magiſtratsdirigenten und eines anderen Magiftrats- 
mitgliedes.) 


Dieſer Zinskupon wird ungültig, wenn deſſen 
Geldbetrag nicht innerhalb vier Be nad) 
Ablauf des Kalenderjahres, in welchem er fällig 
geworden, erhoben wird. 


(Nr. 74177418.) Pro⸗ 
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Provinz Brandenburg, Xegierungsbezirk Potsdam. 


eee e 


d zu der 
Neuftadt - Eberswalder Stadt-Obligation . 
über Thaler à fünf Prozent verzinslich. 


Der Inhaber dieſes Talons empfängt gegen deſſen Rückgabe zu der vor⸗ 
benannten Obligation die „te Serie Zinskupons für die fünf Jahre 18.. bis 
18.. bei der Stadtkaſſe in Neuſtadt⸗ Eberswalde, ſofern nicht von dem In⸗ 
haber der Obligation gegen dieſe Ausxeichung proteſtirt worden iſt. 

Neuſtadt⸗ Eberswalde, den ten 1 7 


(Trockener Stempel.) 
Der Magiſtrat. 


(Fakſimile der Unterſchrift des Magiſtratsdirigenten und eines anderen Magiſtrats— 
mitgliedes.) 


(Ir. 7418.) Allerhöchſter Erlaß vom 19. April 1869., betreffend die Emiſſion auf den 
Inhaber lautender Obligationen der Rheinprovinz durch Vermittelung 
der Rheiniſchen Provinzial⸗-Hülfskaſſe. 


Auf asien Bericht vom 3. April d. J. will Ich in Ausführung des von 
Mir unterm 22. September 1868. genehmigten Beſchluſſes des XIX. Rheini⸗ 
ſchen Provinziallandtages das anliegende Regulativ, betreffend die Emiſſion auf 
den Inhaber lautender Obligationen der Rheinprovinz durch Vermittelung der 
5 Rheiniſchen Provinzial-Hülfskaſſe, in der von Ihnen vorgeſchlagenen Faſſung 
hierdurch landesherrlich genehmigen. Gleichzeitig und in Folge dieſer Meiner 
Genehmigung, ſowie gemäß $. 2. des Geſetzes vom 17. Juni 1833. (Geſetz⸗ 
Samml. S. 75.) bewillige Ich der Rheinprovinz hiermit das Privilegium, die 
in jenem Regulative näher bezeichneten, in Gemäßheit deſſelben zu verzinſenden 
und nach deſſen Beſtimmungen einzulöſenden Obligationen und Kupons mit der 
rechtlichen Wirkung auszuſtellen, daß ein jeder Inhaber derſelben die daraus 
hervorgehenden Rechte, ohne die Uebertragung des Eigenthums nachweiſen zu 
dürfen, geltend zu machen befugt iſt. Uebrigens iſt dieſes Privilegium vor⸗ 
behaltlich der Rechte Dritter und ohne dadurch für die Befriedigung der In⸗ 
haber der Obligationen und der Kupons eine Gewährleiſtung Seitens des 
Staates zu übernehmen, ertheilt worden. Dieſer Mein Erlaß und das anlie⸗ 
gen⸗ 
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gende Regulativ nebſt den Beilagen deſſelben ſind durch die Geſetz⸗Sammlung 
und durch die Amtsblätter der Rheinprovinz zu veröffentlichen. 
Berlin, den 19. April 1869. 


Wilhelm. 
Frh. v. d. Heydt. Gr. v. Itzenplitz. v. Mühler. Gr. zu Eulenburg. 


An die Miniſter der Finanzen, für Handel, Gewerbe 
und öffentliche Arbeiten, der geiftlichen, Unter⸗ 
richts- und Medizinalangelegenheiten und des 
Innern. 


„%% 


betreffend 
die Emiſſion auf den Inhaber lautender Obligationen der Rhein— 
provinz durch Vermittelung der Rheiniſchen Provinzial⸗Hülfskaſſe. 


5 | F. I. 
Die Rheinprovinz hat die Befugniß, zur Reorganiſation der Irrenanſtalten in 
dieſer Provinz, durch Vermittelung der Rheiniſchen Provinzial⸗Hülfskaſſe, Geld 
anzuleihen und darüber auf den Inhaber lautende, Seitens der Gläubiger un⸗ 
kündbare Schuldverſchreibungen unter der Bezeichnung: 
„Obligationen der Rheinprovinz“ 
auszuſtellen und auszugeben. 
Der Geſammtbetrag der auszugebenden Schuldverſchreibungen darf die 
Summe von zwei Millionen Thaler nicht überſchreiten. 


| | 5 

| Die Obligationen werden in Apoints von 100 und 500 Thalern nach 
dem beigefügten Schema ausgefertigt. 

| Die Ausfertigung gefchieht durch die vom Landtage gewählte Bau- und 
Finanzkommiſſion. Auf der Obligation iſt die Unterſchrift dreier dieſer Mitglie⸗ 
der, ſowie des Kontrolbeamten erforderlich. Die Kommiſſion hat insbeſondere 
darüber zu wachen, daß die zwei Millionen Thaler nicht überſchritten werden. 
Die Ausfertigung iſt öffentlich bekannt zu machen. 


$. 3. 
Die Obligationen werden jährlich mit vier und einem halben Prozent 
(Ne. 7418.) ver⸗ 
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verzinſet, und es werden die Zinſen halbjährlich am 2. Januar und 1. Juli 
ezahlt. Den Obligationen werden zu dieſem Zwecke Zinskupons auf je zehn 
halbe Jahre nebſt Talons nach dem beigefügten Schema beigegeben. 
Die Zahlung der Zinſen erfolgt gegen Rückgabe der betreffenden Kupons 
vom Verfallstage ab aus der Provinzial⸗Hülfskaſſe. Das Forderungsrecht aus 
einem ſolchen Kupon erliſcht, wenn derſelbe innerhalb fünf Jahren, vom Ablauf 


des Kalenderjahres ab, in welchem er fällig geworden iſt, nicht zur Zahlung 
präſentirt worden iſt. 


Mit dem Ablauf der fünfjährigen Perioden werden nach vorheriger öffent⸗ 
licher Bekanntmachung die neuen Kupons dem Einlieferer des Talons aus⸗ 
ereicht. Bei dem Verluſte des Talons erfolgt die Aushändigung der neuen 
Zinskupons- Serie nach Ablauf der für die Umwechſelung beſtimmten Friſt an 
den Inhaber der Schuldverſchreibung. 


F. 4. 

Die Tilgung der Obligationen geſchieht durch allmälige Einlöſung aus 
einem zu dieſem Zwecke gebildeten Tilgungsfonds mit jährlich wenigſtens Einem 
und einem halben Prozent der ausgegebenen Obligationen, unter Zuwachs der 
Zinſen von den getilgten Schuldverſchreibungen. 

0 Sie beginnt nach Ablauf des auf die erſte Emiſſion folgenden Kalender: 
jahres. 

Die Einlöſung wird, wenn ſie durch Ankauf nicht vortheilhafter bewerk⸗ 
ſtelligt werden kann, im Wege der Aufkündigung nach vorgängiger Beſtimmung 

durch das Loos vorgenommen. Die Auslooſung erfolgt in dieſem Falle durch 
die Direktion der Provinzial⸗Hülfskaſſe während des Monates Januar, die Be⸗ 
kanntmachung der ausgelooſten und zu kündigenden Obligationen, welche die 


letzteren nach Serie, Nummer und Betrag bezeichnen muß, innerhalb der Monate | 


Februar und Mai, die Einlöfung am 1. Juli deſſelben Jahres. Der Provinzial⸗ 
landtag hat das Recht, den Tilgungsfonds zu verſtärken, ſowie ſämmtliche noch 
Auland Obligationen zu kündigen. N 25 


§. 5. 5 e 

Die Auszahlung des Kapitals für die ausgelooſten Obligationen erfolgt 

nach dem Nennwerthe derſelben durch die Provinzial⸗Hülfskaſſe an den Vorzeiger 
der Obligationen gegen Rückgabe derſelben. Mit den Obligationen ſind zugleich 
die ausgereichten, nach dem Zahlungstermine fällig werdenden Zinskupons ein- 
zuliefern. Der Betrag der fehlenden Zinskupons wird am Kapitale gekürzt und 
zur Einlöſung dieſer Kupons verwendet. Die Nummern der ausgelooſten, nicht 

zur Einlöſung eingereichten Obligationen ſind in den nach 8 4. zu erlaſſenden 
Bekanntmachungen in Erinnerung zu bringen. Werden die Obligationen deſſen⸗ 
ungeachtet binnen dreißig Jahren nach dem Zahlungstermine weder zur Einlöſung 
präſentirt, noch, der Beſtimmung unter §. 7. gemäß, als verloren oder vernichtet 
Behufs Ertheilung neuer Obligationen angemeldet, ſo werden ſie nach Ablauf 
der Friſt zum Beſten der Provinz als getilgt angeſehen. 9 6 4 


„ 


$. 6. 

Alle dieſe Obligationen betreffenden Bekanntmachungen erfolgen durch den 
Preußiſchen Staatsanzeiger, die Cölniſche, Düſſeldorfer, Aachener, Coblenzer 
und Trierer Zeitung. 

Sollte eines dieſer Blätter eingehen, oder die Direktion der Provinzial⸗ 
Hülfskaſſe andere Blätter für die Veröffentlichung wählen, fo muß die Wahl 
anderer Blätter in den bisher benutzten Blättern bekannt gemacht werden. 


8 $. 7. 

Auf verlorene oder vernichtete Obligationen finden die Behufs der dl der 
Verordnung vom 16. Juni 1819., betreffend das Verfahren Behufs der Amor⸗ 
tiſation verlorener Staatsſchuldſcheine ꝛc. $$. 1. bis 12., ſowie die ergänzenden 
Beſtimmungen derſelben mit nachſtehenden Maaßgaben Anwendung: 

a) die im F. 1. der Verordnung vorgeſchriebene Anzeige muß der Pro⸗ 
vinzial⸗Hülfskaſſe gemacht werden. Dieſer werden alle diejenigen Ge⸗ 
ſchäfte und Befugniſſe beigelegt, welche nach der angeführten Verordnung 
dem Schatzminiſterium zukommen; gegen die Verfügungen der Direktion 
der Provinzial⸗Hülfskaſſe findet jedoch der Rekurs an den Oberpräſidenten 
der Provinz ſtatt 85 

b) das im $. 5. der Verordnung gedachte Aufgebot erfolgt bei dem König⸗ 
lichen Landgerichte zu Cöln; 

e) die in den $$. 6. 9. und 12. der Verordnung vorgeſchriebenen Bekannt⸗ 
machungen ſollen durch die in $. 6. dieſes Regulativs genannten Blätter 
geſchehen. 

Zinskupons und Talons können nicht aufgeboten und amortiſirt werden. 
Doch kann nach dem Ermeſſen der Direktion der Provinzial⸗Hülfskaſſe demjenigen, 
welcher vor Ablauf der fünfjährigen Verjährungsfriſt (§. 3.) den Verluſt eines 
Zinskupons bei der Provinzial⸗Hülfskaſſe anmeldet und beſcheinigt, der Betrag 
des Kupons, wenn letzterer bis zum Ablauf der Verjährungsfriſt nicht präſentirt 
worden iſt, nach Ablauf derſelben ausgezahlt werden. 


. 8. 
i 7 die Sicherheit der ausgegebenen Obligationen und deren Zinſen haftet 
ie Rheinprovinz. 


$. 9. 
Der Kurator der Provinzial⸗Hülfskaſſe überwacht die Befolgung der der 
letzteren überwieſenen Geſchäfte. | 
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Rheinprovinz 
Serie 3 
| über = 


nn. Thaler Preußiſch Kurant. 


8 Die Rheinprovinz verſchuldet dem Inhaber dieſer Obligation ö h 
im 30 Thalerfuße, verzinslich mit vier und einem halben Prozent jährlich. 
Dieſe Darlehnsſchuld iſt auf Grund des unterm 22. September 1868. 
Allerhöchſt genehmigten Beſchluſſes des XIX. Rheiniſchen Provinziallandtages 
kontrahirt worden. : 7 


Die Be 
Anwendung. 
Di.üͤſſeldorf, den . .. 18. 8 
Die ständische Bau- und Finanz Kommiſſon für die Irrenanſtalte 
. 5 Re (unterſchriften.) f 2 „ 


; Eingetragen in das Regifter der Pro- 
vinzial⸗Hülfskaſſe sub Fol. .. 5 ; Sn 


ale a a ne Teniplennte, 
; (unterſchrift) 


ſtimmungen des umſeitig abgedruckten Regulativs finden auf ſie 


108 Golgt der Abdruck des Regulativs) a 


1 5 9 8 
Schema zu den Zinskupons. 
Rheinprovinz. 


Erſter (bis zehnten) Zinskupon . tr Serie 
zur 
Obligation der ee 
Serie e ß 
über 
. Thaler. Silbergroſchen .. Pfennige. 


„De SDR, dieſes ten empfängt gegen deſſen Rückgabe am 
e und Hain die Zinſen der vorbenannten Obligation 


für bas Halbjahr 1 5 . his; mit (in Buchſtaben) 
„„ Thaler . .. .. Silbergroſchen .... .... Pfennigen bei der 
Propinzial⸗Hülfskaſſe in Cöln. 
(Stempel). 
e,, SE >... 18; 


Die ſtaͤndiſche Kommiſſion für die Irrenanſtalten. 


(Bakimile der Hnkeafärifien zweier Mitglieder und die geſchriebenen Unterſchriften eines 
ritten Mitgliedes und des Kontrolbeamten.) Sn 


„Dieſer Zinskupon ift ungültig, wenn deſſen 
d nicht bis zum erhoben 
wir 


Schema zu den Talons. 
Kheinprovinz. 


Talon 


zur 
Obligation der e 
Seren 
: über 
on Thaler zu vier und einem halben Prozent Zinfen. 


Der Inhaber dieſes Talons empfängt gegen deſſen Rückgabe zu der vor⸗ 
bezeichneten Obligation die .. te Serie Zinskupons für die fünf Jahre 18. 
bis 18.. bei der r Hülfskaſſe für die Rheinprovinz in Cöln, ſofern 
von dem Inhaber der Obligation nicht 1 Widerſpruch erhoben iſt. 


Düfſeldorf, den 


Die ſtaͤndiſche Kommiſſion 15 die Irrenanſtalten. 


* (Fakſimile der Unterſchriften zweier Mitglieder und die geſchriebenen Unterſchriften eines 
. dritten Mitgliedes und des Kontrolbeamten.) 


nr 74167419 i 97* (Nr. 7419.) 


SIR 


e 


(Nr, 7419.) Allerhöchſter Erlaß vom 26. April 1869., betreffend die Verleihung der fiska⸗ 

| liſchen Vorrechte für den Bau und die Unterhaltung einer Kreis ⸗Chauſſee 
von Brudnia über Groß⸗Murzyndo nach der Stadt Gniewkowo an der 
zu erbauenden Poſen⸗Thorner Eiſenbahn, unter Abänderung der durch 
den Allerhöchſten Erlaß vom 19. Oktober 1860. (Geſetz-Samml. S. 504.) 
genehmigten Richtung dieſer Chauſſee nach dem Nummerſtein 18,33 der 
Poſen⸗Thorner Staatsſtraße. 


Au Ihren Bericht vom 16. April d. J. Chan Ich, daß der durch Meinen 
Erlaß vom 19. Oktober 1860. genehmigte Chauſſeebau von Brudnia über Groß- 
Murzyno nach dem Nummerſteine 18,33 der Poſen⸗Thorner Staatsſtraße, im 
Kreiſe Inowraclaw, Regierungsbezirks Bromberg, gemäß dem nebſt Propoſition 
anbei zurückfolgenden kreisſtändiſchen Beſchluſſe vom 4. Dezember 1868., von 
Groß⸗Murzyno ab nicht in der urſprünglich projektirten Richtung, ſondern nach 
der Stadt Gniewkowo an der zu erbauenden e Eiſenbahn geführt 
werde, und daß die durch Meinen anderweiten Er 

Samml. S. 504.) dem Kreiſe Inowraclaw für den Chauſſeebau bewilligten 
Rechte auch auf dieſe veränderte Richtung zur Anwendung kommen. f 


Der gegenwärtige Erlaß iſt durch die Geſetz⸗Sammlung zur öffentlichen 
Kennntniß zu bringen. f 


Berlin, den 26. April 1869. 
Wilhelm. 


aß von demſelben Tage (Geſetz⸗ 


r 


Frh. v. d. Heydt. Gr. v. Itzenplitz. Gr. zu Eulenburg. 


An den Finanzminiſter, den Miniſter für Handel, Gewerbe und 
öffentliche Arbeiten und den Miniſter des Innern. 


(Nr. 7420) 


— 717 — 


(Ir. 7420.) Allerhöchſter Erlaß vom 3. Mai 1869., betreffend die Verleihung der fiska⸗ 

9 liſchen Vorrechte für den Bau und die Unterhaltung einer Privat⸗Chauſſee 
von Wieſenburg, im Zauch⸗Belziger Kreiſe, Regierungsbezirks Potsdam, im 
Anſchluſſe an die Belzig Reetzer Kreis Chauffee in der Richtung auf 
Coswig. 


Nader Ich durch Meinen Erlaß vom heutigen Tage den Bau einer Privat⸗ 
le von Wieſenburg, im Zauch-Belziger Kreiſe, Regierungsbezirks Potsdam, 
im Anſchluſſe an die Belzig⸗Reetzer Kreis⸗Chauſſee in der Richtung auf Coswig 
bis zur Kreis⸗ und Landesgrenze genehmigt habe, verleihe Ich hierdurch dem 
Unternehmer, Rittergutsbeſitzer von Watzdorf auf Wieſenburg, das Recht zur 
Entnahme der Chauſſeebau⸗ und Unterhaltungs⸗Materialien, nach Maaßgabe der 
für die Staats⸗Chauſſeen beſtehenden Vorſchriften, in Bezug auf dieſe Straße. 
Zugleich will Ich dem Rittergutsbeſitzer von Watzdorf gegen Uebernahme der 
künftigen chauſſeemäßigen Unterhaltung der Straße das Recht zur Erhebung des 
Chauſſeegeldes nach den Beſtimmungen des für die Staats⸗Chauſſeen jedesmal 
geltenden Chauſſeegeld⸗Tarifs, einſchließlich der in demſelben enthaltenen Beſtim⸗ 
mungen über die Befreiungen, ſowie der ſonſtigen die Erhebung betreffenden zuſätz⸗ 
lichen Vorſchriften, wie dieſe Beſtimmungen auf den Staats⸗Chauſſeen von Ihnen 
angewandt werden, hierdurch verleihen. Auch ſollen die dem Chauſſeegeld⸗Tarife 
vom 29. Februar 1840. angehängten Beſtimmungen wegen der Chauſſeepolizei⸗ 
Vergehen auf die gedachte Straße zur Anwendung kommen. 


Der gegenwärtige Erlaß ift durch die Geſetz⸗Sammlung zur öffentlichen 
Kenntniß zu bringen. i 


Berlin, den 3. Mai 1869. 5 
Wilhelm. 
Sch. v. d. Heydt. Gr. v. Itzenplitz. 


An den Finanzminiſter und den Miniſter für Handel, 
i Gewerbe und öffentliche Arbeiten. 


Ar. 74207421.) a (Nr. 7421.) 


(Nr. 7421.) Statut für den Meliorationsverband des weſtlichen Omulef- Gebietes im 
Bor Kreiſe Ortelsburg. Vom 10. Mai 1869. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen de. 


verordnen, auf Grund der $$. 56. und 57. des Geſetzes vom 28. Februar 1843, 
(Geſetz⸗Samml. von 1843. S. 41.) und des Artikels 2. des Geſetzes vom 11. Mai 
1 ee FAN. von 1853. S. 182.), nach Anhörung der Betheiligten, 
was folgt: 


8. 1. 


Um die zwiſchen den Flüſſen Omuleff und Orzec im Kreiſe Ortelsburg 
gelegenen, an ſchädlicher Näſſe leidenden Grundſtücke durch Ent⸗ und Bewäſſe⸗ 


rung zu verbeſſern, werden die Beſitzer dieſer Grundſtücke zu einer Genoſſenſchaft 
mit Korporationsrechten unter dem Namen: 


„Meliorationsverband des weſtlichen Omulef⸗Gebietes im 
Kreiſe Ortelsburg“ 
vereinigt. 


Der Verband hat feinen Gerichtsſtand bei dem Kreisgerichte in Ortelsburg. 


b 


Der Meliorationsbezirk beſteht für jetzt aus einer Fläche von 12,260 Mor⸗ 
gen 138 Quadratruthen. Von diefen Grundſtücken, welche auf einer Genergl- 
arte und neun Spezialkarten, gefertigt im Jahre 1868. vom Wieſenbautechniker 
Stolzenberg, verzeichnet ſind, gehören: 


1) zur Dorfſchaft Weſſolowen 253 Morgen 62 Quadratruthen, 
77 0 Mod nen ee . ; 
37°, Fröhlichswalde 56 5 
4) » . Glauch . 
5) zum Köllmiſchen Gute Kilifchten .... 164 44 ; 
6) zur Dorfſchaft Kannwiefen .........- N e 13 5 
Ani a Gr. Przesdzienk 178065 — 14 258 
8 » s Kl. Przesdzienk 5288 56 . 
ORT . Kl. Piewnit z 316 4 87 8 
10) » s Wyſeggen inkl. Klein⸗ 
yſeggeon. N 1 . 
11) ‚ Gengel ........ RE 1,190, 4 22259 i 
12) » Nen, VVV 
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Der Meliorationsbezirk kann auf Antrag des Sozietätsvorſtandes mit Zu⸗ 
ſtimmung der betheiligten Grundbeſitzer und der Regierung in Königsberg er⸗ 


weitert und beſchränkt werden. 


§. 3. 
Der Verband beſteht aus zwei Abtheilungen. Es gehören zur 


J. Abtheilung: 


Meſſolswen mit 253 Morgen 62 Quadratruthen, 
Rocklaß 550 558 29 . 
Fröhlichswalde 362 79 . 
Glauch EN , f 
Kiliſchken V 164 44 : 


in Summa 1,368 Morgen 26 Quadratruthen, 


II. Abtheilung: 


Kannwieſen mit 379 Morgen 13 Quadratruthen, 
Kl Pes enn k „288 56 . 
Gr. Przesdzienk „ > 14 . 
R Bing is 316. > 87 - 
Wyſeggen inkl. Kl. Wyſeggen mit 2,554 171 - 
Singen 1,190 59 . 
Nit 8 3,358 72 . 


in Summa 10,892 Morgen 112 Quadratruthen. 


Die Genoſſenſchaft hat die vorbezeichneten Flächen zu entwäſſern und, ſo⸗ 
weit es möglich iſt, zu bewäſſern. N a 

Zu dem Ende hat jede Abtheilung des Verbandes die in ihren Grenzen 
nöthigen Kanäle, Gräben, Waſſerrinnen, Brücken „Staudämme und Schleufen 
nach dem von dem Wieſenbautechniker Stolzenberg im Jahre 1868. ausgearbeiteten, 
der höheren techniſchen Prüfung unterworfenen Meliorationsplane und den zu⸗ 
gehörigen Koſtenanſchlägen auszuführen. 

Erhebliche Veränderungen des Regulirungsplans, welche im Laufe der 
5 nothwendig erſcheinen, dürfen nur mit Genehmigung des Miniſters 
für die landwirthſchaftlichen Angelegenheiten vorgenommen werden. 
5 Nach der Ausführung des Meliorationsplans ſind dieſe Anlagen auch von 

den reſp. Abtheilungen des Verbandes zu unterhalten, wogegen die ſonſt noch 

nöthigen oder zweckmäßigen Ent⸗ und ſewäſſerungsanlagen im Genoſſenſchafts⸗ 
gebiete von den ſpeziell dabei Betheiligten nach Verhältniß des Vortheils Er 
(Nr, 7421.) Lich⸗ 


| . a 

richten und zu unterhalten ſind, und zwar in ſolcher Weiſe, daß dadurch die In⸗ 
tereſſen des Verbandes nicht gefährdet werden. 3 

Entſteht Streit darüber, ob gewiſſe Anlagen auf Koſten des Verbandes 
reſp. der einzelnen Abtheilungen oder von den Beſitzern der betreffenden Grund⸗ 
ſtücke auszuführen und zu unterhalten ſind, ſo entſcheidet darüber die Regierung 
in Königsberg. N 

Ueber ſämmtliche vorgedachten Anlagen iſt ein Lagerbuch vom Verbands⸗ 
vorſtande zu führen. l 


$. 4. 


Die Arbeiten des Verbandes werden nicht durch Naturalarbeit der Mit⸗ 
glieder, fondern für Geld aus der Verbandskaſſe ausgeführt. 


Jede Abtheilung bringt in ſich die zur Ausführung ihrer Anlagen ver⸗ 
wendeten, ſowie die zu deren Unterhaltung erforderlichen Koſten auf. 

Zur Ausführung, ſowie zur Unterhaltung der Verbandsanlagen haben die 
Beſitzer aller durch dieſe Werke verbeſſerten ertragsfähigen Grundſtücke nach Ver⸗ 
hältniß des durch die Melioration herbeizuführenden ortheils beizutragen und 
925 die betheiligten Grundſtücke zu dieſem Behuf in vier Klaſſen zu theilen, von 

enen 


die I. Klaſſe pro Morgen 4 Theile, 
ee . 555 . : 
3 III 3 * W 2 5 


5**U : 
beiträgt. 


Die Einſchätzung in die Klaſſen erfolgt durch eine von dem Vorſtande zu 
erwählende Kommiſſion unter Leitung des Königlichen Kommiſſarius, welcher 
ſich bei dem Einſchätzungsgeſchäft zeitweiſe durch einen Feldmeſſer vertreten laſſen 
kann. Das nach dieſer Einſchätzung angefertigte Beitragskataſter iſt dem So⸗ 
zietätsvorſtande vollſtändig, den Gemeindevorſtänden, ſowie dem Befiher des 
köllmiſchen Gutes Kiliſchken extraktweiſe mitzutheilen und vier Wochen hindurch 
bei dem Königlichen e en offenzulegen, in welcher Friſt es eingeſehen 
und Beſchwerde dagegen bei dem letzteren erhoben werden kann. Die Auslegung 
des Kataſters iſt gleichzeitig im Amtsblatte der Regierung zu Königsberg und 
in dem Kreisblatte bekannt zu machen. 


Der Kommiſſarius hat die angebrachten Beſchwerden unter Zuziehung der 
Beſchwerdeführer, eines Vorſtandsmitgliedes und der erforderlichen Sachverſtän⸗ 
digen zu unterſuchen. f 


Dieſe Sachverſtändigen, welche hinſichtlich der ökonomiſchen Fragen zwei 
landwirthſchaftliche Techniker und rückſichtlich der Vermeſſung und des Nivelle⸗ 
ments ein vereideter Feldmeſſer oder nöthigenfalls ein Vermeſſungsreviſor ſein 
müſſen, und denen erforderlichenfalls bei Streitigkeiten wegen der Ueber 75 

i mungs ⸗ 


mungs- und fonftigen Waſſerverhältniſſe ein Waſſerbauverſtändiger beigeordnet 
werden kann, werden von der Regierung ernannt. f 

Mit dem Reſultate der Unterſuchung werden die Beſchwerdeführer und 
der Vorſtand bekannt gemacht. Sind beide Theile mit dem Reſultate einver⸗ 
ſtanden, ſo wird das Kataſter danach berichtigt, andernfalls werden die Akten 
der Regierung zu Königsberg zur Entſcheidung über die Beſchwerden eingereicht. 
Binnen ſechs Wochen nach erfolgter Bekanntmachung der Entſcheidung iſt Re⸗ 
kurs dagegen an den Miniſter für die landwirthſchaftlichen Angelegenheiten zuläſſig. 

Wird die Beſchwerde verworfen, fo treffen die Koſten derſelben den Be⸗ 
ſchwerdeführer. Das feſtgeſtellte Kataſter wird von der Regierung ausgefertigt 
und dem Verbandsvorſtande zugeſtellt. ; 


. 5. 


Der Staat gewährt dem Verbande die Koſten für die Vorarbeiten ferner 

während der Bauausführung die Remuneration des Königlichen Kommiſſarius 
und des Bautechnikers (§. 21.) und außerdem, ſobald und ſoweit die Mittel des 
Central⸗Meliorationsfonds dies geſtatten, das Anlagekapital als Darlehn, wel⸗ 
ches fünf Jahre zinsfrei iſt. 
5 Nach Ablauf der fünf Jahre wird das Darlehn mit drei Prozent verzinſt 
und außerdem mit zwei Prozent amortiſirt, dergeſtalt, daß jährlich fünf Prozent 
des urſprünglichen Darlehnsbetrages in halbjährlichen Raten postnumerando 
gezahlt werden, und davon drei Prozent des jedesmaligen Darlehnsreſtes auf 
Zinſen, der Ueberſchuß aber als Kapitalstilgung berechnet wird. 


$. 6. 


Jedes Mitglied hat dem Verbande von feinen Grundſtücken diejenigen 
Flächen, welche zum Bau der Zuleitungs⸗ und Ableitungsgräben erforderlich ſind, 
ſowie alle nöthigen Materialien ſoweit ohne Entſchädigung abzutreten, als der 
bisherige Nutzungswerth nach vorausſichtlicher Schätzung durch die ihm demnächſt 
verbleibende Grasnutzung auf den Dammböſchungen und Uferwänden und durch 
die ſonſtigen aus den Meliorationsanlagen erwachſenden zufälligen Vortheile auf- 
gewogen wird. Streitigkeiten hierüber werden, mit Ausſchluß des Rechtsweges, 
ſchiedsrichterlich entſchieden (§. 17.). 


Die ſonſtigen zur Ausführung der Melioration, namentlich zur Anle ung 


der Gräben, Brücken, Schleuſen, Wehre und Wege erforderlichen Grundſtücke 


werden im Mangel der Einigung von der Sozietät nach den Vorſchriften des 
Geſetzes über die Benutzung der Prvatſläſſe vom 28. Februar 1843. zur ſervi⸗ 
tutariſchen Benutzung, reſp. als Eigenthum erworben. Danach ſteht die Ent⸗ 
ſcheidung darüber, welche Grundſtücke für obige Zwecke in Anſpruch zu nehmen 
ſind, der Regierung in Königsberg, mit Vorbehalt des innerhalb einer Präklu⸗ 


fipfriſt von ſechs Wochen einzulegenden Rekurſes an das Königliche Miniſterium 


für die landwirthſchaftlichen Angelegenheiten, zu. 
Die Ermittelung und Feſtſtellung der Entſchädigung erfolgt ebenfalls durch 
Johrgang 1869. (Nr. 7421.) 98 die 


: RD 
die Regierung in Königsberg, vorbehaltlich des dem Provokaten zuſtehenden Re⸗ 
kurſes an das Reviſionskollegium für Landeskulturſachen in Berlin ($$. 45. bis 51. 


des Geſetzes vom 28. Februar 1843.). Wegen Auszahlung der Geldvergütigungen 
für die der Expropriation unterworfenen Grundſtücke kommen die für den Chauſfer 


bau hierüber in der Provinz Preußen beſtehenden geſetzlichen Beſtimmungen in 
Anwendung. 
8.87. 
An der Spitze der Genoſſenſchaft ſteht ein Schaudirektor, der zugleich Schau⸗ 
direktor der Abtheilungen iſt; jede Abtheilung hat einen beſonderen Vorſtand. 
Die Vorſtandsmitglieder beider Abtheilungen bilden den Vorſtand der Sozietät. 


Der Schaudirektor und die Vorſtandsmitglieder bekleiden ein Ehrenamt. 
Nur für die baaren Auslagen iſt dem Schaudirektor eine Remuneration vom 
Vorſtande feſtzuſetzen. 
F. 8. 
Der Vorſtand beſteht aus 


J) einem von den betheiligten Beſitzern in Rocklaß aus ihrer Mitte zu wäh⸗ 
lenden Abgeordneten, 


2) einem von dem Beſitzer des köllmiſchen Guts Kiliſchken und den bethei⸗ 
ligten Beſitzern in Fröhlichswalde, Weſſolowen und Glauch aus ihrer 
Mitte zu erwählenden Abgeordneten, 5 


3) einem Abgeordneten der Gemeinde Kannwieſen, 

4) einem Abgeordneten der Gemeinde Kl. Przesdzienk, 

5) zwei Abgeordneten der Gemeinde Gr. Przesdzienk, 

6) zwei Abgeordneten der Gemeinde Wyſeggen inkl. Kl. Wyſeggen, 
7) zwei Abgeordneten der Gemeinde Montwitz, 

8) einem Abgeordneten der Ortſchaft Czenczel, 

9) einem Abgeordneten der Gemeinde Kl. Piewnitz. 


Für die Fälle einer zeitweiſen oder dauernden Behinderung einzelner 
Mitglieder des Vorſtandes iſt von jedem Wahlbezirk zugleich die e 
Zahl Stellvertreter zu wählen. 
Der Stellvertreter nimmt in Krankheits- und ſonſtigen Behinderungsfällen des 
Repräſentanten deſſen Stelle ein und tritt für ihn ein, wenn der Deputirte während 
i IK Mahlzeit ſtirbt, den Grundbeſitz in den zum Wahlbezirk gehörigen Ort⸗ 
allen aufgiebt, oder feinen bleibenden Wohnſitz in einem entfernten Orte 
nimmt. 


Die Wahl der Abgeordneten und deren Stellvertreter erfolgt auf ſechs 
Jahre; wird die Wahl verweigert, ſo ſteht der Regierung in Königsberg die 
Ernennung zu. i g N 
= Die 


I RE TE eee 
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Die Mitglieder des Vorſtandes wählen den Schaudirektor auf zwölf Jahre. 
Die Wahl unterliegt der Beſtätigung der Königlichen Regierung in Königsberg. 

Wird die Beſtätigung verſagt, ſo ſchreitet der Vorſtand zu einer neuen 
Wahl. Wird auch dieſe Wahl nicht beſtätigt, oder die Wahl verweigert, ſo ſteht der 
Regierung die Ernennung auf höchſtens ſechs Jahre zu. Die Verſammlung zur 
Wahl des Schaudirektors beruft der Kreislandrath und führt darin den Vorſttz 
ohne Stimmrecht, jedoch mit entſcheidender Stimme bei Stimmengleichheit. Er 
Eden. den Schaudirektor und die Vorſtandsmitglieder durch Handſchlag an 
Eidesſtatt. a 


. 

Bei der Wahl der zu wählenden Vorſtandsmitglieder ($. 8. Nr. 1. bis 9.) 
hat der, welcher mindeſtens mit Einem Morgen (Magdeburger Maaß) betheiligt 
iſt, Eine Stimme, wer über zehn bis zwanzig Morgen beſitzt, zwei Stimmen, 
wer über zwanzig bis dreißig Morgen beſitzt, drei Stimmen u. ſ. w. 

Wer mit ſeinen Meliorations⸗Kaſſenbeiträgen im Rückſtande iſt, oder den 
Vollbeſitz der bürgerlichen Rechte durch rechtskräftiges Erkenntniß verloren hat, 
darf an der Wahl nicht Theil nehmen und auch nicht gewählt werden. Von 
dem Schaudirektor, und fo lange dieſer noch nicht gewählt iſt, vom Kreisland⸗ 
rath, wird die Liſte der Wähler mit Hülfe der Gemeindevorſteher aufgeſtellt und 
der Wahltermin abgehalten. b 
8 Die Liſten der Wähler werden 14 Tage lang in den reſp. Gemeinde⸗ 

lokalen zur Einſicht offen gelegt. 925 f N 

Während dieſer Friſt kann jeder Betheiligte Einwendungen gegen die 
Richtigkeit der Liſte bei dem Kreislandrathe, beziehungsweiſe bei dem Schau⸗ 
direktor erheben. Die Entſcheidung der Einwendungen und die Prüfung der 
Wahl ſteht dem Vorſtande zu. 

Im Uebrigen find bei dem Wahlverfahren die Vorſchriften für ländliche 
Gemeindewahlen und in Betreff der Verpflichtung zur Annahme unbeſoldeter 
Stellen die Beſtimmungen über Annahme einer Vormundſchaft, namentlich die 
$$. 202. bis 217. Titel 18. Theil II. Allgemeinen Landrechts, analogiſch anzu⸗ 
wenden. 

Alle drei Jahre ſcheidet die Hälfte der Vorſtandsmitglieder und zwar das 
erſte Mal nach dem Looſe aus und wird durch Neuwahl erſetzt. 

Die ausgeſchiedenen Mitglieder können wieder gewählt werden. 


$. 10. 


Der Vorſtand der Genoffenfchaft wird nach Bedürfniß vom Schaudirektor, 

mindeſtens aber alle drei Jahre zuſammenberufen. Er hat über die, den ganzen 

Verband betreffenden Angelegenheiten zu beſchließen, den Genoſſenſchafts⸗Etat 

feen und etwaige Streitigkeiten unter den Abtheilungen wo möglich zu 
ichten. 8 f 


Die Vorſtände der Abtheilungen verſammeln ſich regelmäßig alljährlich 
(Nr. 7421) : 98˙* we⸗ 


Nee 
. 


BENENNEN LEE RTL, 4 * 
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wenigſtens einmal im Monat Mai zur Grabenſchau, um die Jahresrechnung 
abzunehmen, den Etat feſtzuſtellen, Streitigkeiten unter den Abtheilungsmitgliedern 
wo möglich an Ort und Stelle zu entſcheiden und die ſonſt nöthigen Beſchlüſſe 
zu faſſen. 

Außerordentliche Verſammlungen werden nach Bedürfniß von dem Schau⸗ 
direktor berufen. 

Der Schaudirektor iſt ſtimmberechtigter Vorſitzender mit entſcheidendem 
Votum bei Stimmengleichheit; er beruft die Verſammlungen, leitet die Ver⸗ 
handlungen und handhabt die Ordnung in den Sitzungen. 


Die Einladungen zu den Verſammlungen müſſen, mit Ausnahme dringender 
Fälle, wenigſtens acht Tage vor dem Termin erfolgen und die zu verhandelnden 
Gegenſtände ergeben. Wer von den Abgeordneten am Erſcheinen behindert iſt, 
muß die Vorladung feinem Stellvertreter mittheilen. 


r 


Der Vorſtand kann nur beſchließen, wenn in der I. Abtheilung zwei und 
in der II. Abtheilung fünf, und in der Sitzung des geſammten Vorſtandes min⸗ 
deſtens ſechs Mitglieder außer dem Vorſitzenden zugegen ſind. 

Eine Ausnahme findet bei der zweiten, über den nämlichen Gegenſtand 
berufenen Verſammlung ſtatt, wenn die erſte Verſammlung wegen ungenügender 
Zahl der Anweſenden keinen Beſchluß hat faſſen können, und dies bei der zweiten 
Einladung den Mitgliedern bekannt gemacht iſt. In einem ſolchen Falle kann 
ein gültiger Beſchluß von den anweſenden Mitgliedern ohne Rückſicht auf die 
Zahl derſelben gefaßt werden. Ueber jede Sitzung iſt ein Protokoll aufzunehmen, 
in welchem die gefaßten Beſchlüſſe unter kurzer Darlegung der Erwägungsgründe 
aufzuzeichnen ſind, und welches von dem Vorſitzenden und den anweſenden Mit⸗ 
gliedern zu unterſchreiben iſt. 


gl. 


Der Schaudirektor ift die ausführende Behörde der Genoſſenſchaft „er ver⸗ 
tritt dieſelbe anderen Perſonen und Behörden gegenüber und handhabt die ört⸗ 
liche Polizei zum Schutz der Anlagen. Er hat insbeſondere: 


1) die Meliorationsbeiträge auszuſchreiben und von den Säumigen im Wege 
der adminiſtrativen Exekution einzuziehen, die Zahlungen auf die Kaffe 
ee und die Kaſſe unter Zuziehung eines Vorſtandsmitgliedes zu 
revidiren; 


2) den Entwurf des Etats und die Jahresrechnung nebſt einem Jahres⸗ 
bericht dem Vorſtande in der Frühjahrsverſammlung vorzulegen; ö 


3) die Genoſſenſchaftsbeamten zu beaufſichtigen und die Grabenſchau mit 
dem Grabeninſpektor und den Vorſtandsmitgliedern abzuhalten, 


4) den Schriftwechſel für den Verband zu führen und die Urkunden derſelben 
zu vollziehen. Zu Verträgen und Vergleichen über Gegenſtände von 
funfzig Thalern und mehr iſt indeß der genehmigende Beſchluß oder 
Vollmacht des Vorſtandes beizubringen, während Verträge und 1 

über 


— 725 — 


über Gegenſtände unter funfzig Thaler nur nachträglich dem Vorſtande 
zur Kenntnißnahme vorzulegen find; 


5) bei Uebertretungen gegen Beſtimmungen des Statuts und die zum 
Schutz der Anlagen erlaſſenen Polizeireglements vorläufige Strafen in 
Gemäßheit des Geſetzes vom 14. Mai 1852. (Geſetz-Samml. vom Jahre 
1852. S. 245.) feſtzuſetzen. f 

Die vom Schaudirektor allein, nicht vom Polizeirichter, feſtgeſetzten 
Geldftrafen fließen zur Verbandskaſſe. In Abweſenheit und ſoͤnſtigen 
Behinderungsfällen kann der Schaudirektor ſich durch ein Vorſtands⸗ 
mitglied oder den Grabeninſpektor vertreten laſſen. 


§. 12. 


Ein mit Ent⸗ und Bewäſſerungsanlagen vertrauter Sachverſtändiger iſt 
als Grabeninſpektor zu engagiren. Er hat die Waſſerleitungen und Bauwerke 
von Zeit zu Zeit zu beſichtigen, für deren ordentliche Behandlung und Unter⸗ 
haltung zu ſorgen, die Bauten zu veranſchlagen und größere Bauten zu leiten. 

Der Vorſtand wählt den Grabeninſpektor und beſtimmt deſſen Remuneration. 

Die Wahl deſſelben und die Remuneration bedürfen der Beſtätigung der 
Regierung in Königsberg. 

An den Sitzungen des Vorſtandes nimmt der Grabeninſpektor nur mit 

berathender Stimme Theil. 


g Sl: 
Zur Beaufſichtigung und Beſchützung der Verbandsanlagen ſtellt der Vor⸗ 
ſtand nach Bedürfniß einen oder mehrere Wieſenwärter an, welche den Anwei⸗ 
ſungen des Schaudirektors und Grabeninſpektors pünktlich Folge zu leiſten haben 


und bei Dienſtvernachläſſigungen oder Ungehorſam von dem Schaudirektor mit 
Verweis und Geldſtrafen bis zu drei Thalern beſtraft werden können. 


$. 14. 


Die Verwaltung der Verbandskaſſe wird vom Vorſtande einem Rendanten 
übertragen; der Vorſtand ertheilt demſelben eine Inſtruktion und beſtimmt ſeine 
Remuneration, ſowie die von ihm zu beſtellende Kaution. 


F. 15. 

Bei der Ab⸗ und Zuleitung des Waſſers aus den und in die Hauptgräben 
i Verbandes hat jedes Mitglied die Anweiſungen des Schaudirektors zu be⸗ 
olgen. N 
10 Die Wieſenwärter beſorgen die Bewäſſerung nach der ihnen ertheilten 

Inſtruktion. 
5 Kein Eigenthümer darf das Oeffnen oder Schließen der Schleuſen — 
überhaupt Verrichtungen an den Bewäſſerungsanlagen ſelbſt — ohne Zuftim- 
(Nr. 7421,) mung 


mung des Wieſenwärters, bei Vermeidung einer Strafe von drei Thalern in 
jedem Kontraventionsfalle, vornehmen. a 


$. 16. 


Wegen des Bewäſſerns, der Heuwerbung und des Hütens auf den Wie⸗ 
ſen erläßt der Schaudirektor mit Zuſtimmung des Vorſtandes die erforderlichen 
Reglements, wodurch die einzelnen Sozietätsmitglieder bei Vermeidung von 
Ordnungsſtrafen bis zum Betrage von drei Thalern zu Handlungen und Unter⸗ 
laſſungen im gemeinſamen Intereſſe verpflichtet werden. 


Von jedem Reglement iſt ſofort Abſchrift der Regierung einzureichen 
N und 9. des Geſetzes vom 11. März 1850., Geſetz⸗Samml. für 1850. 


$. 17. 


Die Streitigkeiten, welche zwiſchen den Mitgliedern der Sozietät über das 
Eigenthum von Grundſtücken, über die Zuſtändigkeit oder den Umfang von 
Grundgerechtigkeiten oder anderen Nutzungsrechten, und über beſondere, auf ſpe⸗ 
ziellen Rechtstiteln beruhende Rechte entſtehen, gehören zur Entſcheidung der 
ordentlichen Gerichte. 

Dagegen werden alle anderen, die gemeinſamen Angelegenheiten des Ver⸗ 
bandes oder die vorgebliche Beeinträchtigung eines oder des anderen Genoſſen 
betreffende Beſchwerden vom Schaudirektor unterſucht und entſchieden, infofern. 
nicht einzelne Gegenſtände in dieſem Statute ausdrücklich an eine andere Be⸗ 
hörde gewieſen ſind. 

Gegen die Entſcheidung des Schaudirektors ſteht jedem Theile der Rekurs 
an ein Schiedsgericht frei, welcher binnen zehn Tagen, von der Bekanntmachung 
des Beſcheides an gerechnet, bei dem Direktor angemeldet werden muß. 

Das Schiedsgericht beſteht aus drei Mitgliedern, und zwar: aus dem 
Landrathe des Kreiſes Ortelsburg als Vorſitzenden und zwei Beiſitzern, welche 
nebſt einem Stellvertreter für einen jeden von dem Vorſtande auf ſechs Jahre 
gewählt werden. Es entſcheidet nach Stimmenmehrheit. 

Gegen den ſchiedsrichterlichen Ausspruch findet ein weiteres Rechtsmittel 
nicht ſtatt. Der unterliegende Theil trägt die Koſten. 

Wählbar zum Schiedsrichter iſt jeder Inländer, der in der Gemeinde ſeines 
Wohnſitzes zu öffentlichen Gemeindeämtern wählbar und nicht Mitglied des 
Verbandes iſt. 


. 18. 


Die Genoſſenſchaft iſt dem Oberaufſichtsrechte des Staats unterworfen. 
Dieſes Recht wird von der Regierung zu Königsberg als Landespolizei⸗ 
behörde und in höherer Inſtanz von dem Miniſter für die landwirthſchaftlichen 
Angelegenheiten gehandhabt in dem Umfange und mit den Befugniſſen, welche 
den Aufſichtsbehörden über die Gemeinden zuftehen. 


Die 
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Die Regierung hat darauf zu halten, daß die Beſtimmungen dieſes Statuts 
überall beobachtet, die Anlagen gut ausgeführt und ordentlich erhalten, die Grund⸗ 
ſtücke des Verbandes ſorgfältig genutzt und die etwaigen Schulden regelmäßig 
verzinſt und getilgt werden. Der Kreislandrath fungirt hierbei als beſtändiger 
Kommiſſarius der Regierung. f 

Die Regierung entſcheidet über alle Beſchwerden gegen Beſchlüſſe des Schau⸗ 
direktors und des Vorſtandes, ſofern der Eben nicht zuläſſig und eingeſchla⸗ 
gen iſt oder nach $. 17. ſchiedsrichterliche Entſchei ung ſtattfindet, und ſetzt ihre 
Entſcheidung nöthigenfalls exekutiviſch in Vollzug. 


$. 19. 


Der Regierung iſt regelmäßig Abſchrift des Etats und der Finalabſchlüſſe 
der Verbandskaſſe, ſowie der Sitzungs⸗ und Schauprotokolle vom Schaudirektor 
einzureichen. 

Dieſelbe iſt befugt, außerordentliche Reviſionen der Kaſſe und der geſammten 
Verwaltung zu veranlaſſen, Kommiſſarien zur Beiwohnung der Schauen und der 
Verſammlungen abzuordnen und die Geſchäftsanweiſungen für die Beamten nach 
Anhörung des Vorſtandes abzuändern, auch auf Grund des Geſetzes vom 11. März 
1850. über die Polizeiverwaltung die erforderlichen Polizeiverordnungen zum 
Schutze der Verbandsanlagen zu erlaſſen. 


8. 20. 


Wenn der Vorſtand der Genoſſenſchaft es unterläßt oder verweigert, die 
derſelben nach dieſem Statute oder ſonſt geſetzlich obliegenden Leiſtungen auf den 
Haushalts⸗Etat zu bringen, oder außerordentlich zu genehmigen, jo iſt die Regie⸗ 
rung befugt, nach Anhörung des Vorſtandes die Eintragung in den Etat von 
Amtswegen bewirken zu laſſen, oder die außerordentliche Ausgabe feſtzuſtellen und 
die Einziehung der erforderlichen Beiträge zu verfügen. 

Gegen eine ſolche Entſcheidung ſteht dem Vorſtande innerhalb zehn Tagen 


Berufung an den Miniſter für die landwirthſchaftlichen Angelegenheiten zu. 


$. 21. 


Bis zur Vollendung der Verbandsanlagen leitet der Kommiſſarius der 
Regierung mit Hülfe eines Wieſenbautechnikers den Bau, und verſieht die Stelle 
des Schaudirektors. 5 


Ein vom Vorſtande zu wählender Ausſchuß von drei Mitgliedern unter⸗ 

ſtützt ihn dabei. 
. Der Meliorations⸗Bauinſpektor der Regierung zu Königsberg revidirt die 
Ausführung der Arbeiten. Nach erfolgter Ausführung werden dieſelben von 
dem Königlichen Kommiſſarius, im Beiſein des Meliorations⸗Bauinſpektors, dem 
Schaudirektor und Vorſtande der Genoſſenſchaft mit der Baurechnung und einem 
Verzeichniß der ausgeführten Bauwerke und Inventarienſtücke förmlich übergeben. 
Streitigkeiten, welche dabei entſtehen, werden von dem Miniſter für die land⸗ 
Nr. 7421.) wirth⸗ 


cha chen Annelegenbeiten nach Anhörung 1 5 Waccang 5 0 
eden, ohne daß der Rechtsweg zuläſſig iſt. i 
Die Baurechnung wird nach Anhörung des Vorſtandes von der eg 
in u N 
5 §. 22. 
lan dieses Statuts können nur mit landesherrlicher Genehmigung 
erfolgen. i l a 
Urkundlich unter Unſerer Söchteigenfänbigen Unterſchrift und W 
a Inſiegel. 
Wegen Wei den 10. Mai 1869. 


0. 8.) Wilhelm. 


Für den Juſtizminiſter⸗ 
v. Selchow. v. Mühler. 


5 ei im Büreau des Staats , „Miniſteriums. 
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